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Anfrage Cantieni 

 

betreffend Solarenergieproduktion an Infrastrukturanlagen und Hochbauten des  

Kantons 

 

Antwort der Regierung  

 

Die Regierung teilt die Meinung, dass mit Solarenergieproduktion an Hochbauten 

und Infrastrukturanlagen des Kantons ein Beitrag zur Erreichung der energiepoliti-

schen Ziele von Bund und Kanton geleistet werden kann. Mit der Umsetzung des 

Auftrags Joos aus dem Jahre 2012 betreffend Erarbeitung eines Solarkatasters für 

Graubünden (GRP 2012 648) wurde ein Produktionspotenzial der kantonseigenen 

Bauten von 1,3 Gigawattstunden (GWh) pro Jahr ermittelt. Das Hochbauamt hat im 

Jahr 2015 zudem eine Solar-Potenzialanalyse für die Dächer der kantonseigenen 

Hochbauten erstellt. Auf kantonseigenen Hochbauten stehen heute elf Photovoltaik 

(PV)-Anlagen mit einer Jahresproduktion von 1,2 GWh in Betrieb. Angestrebt wird 

dabei, dass der produzierte Strom in erster Linie für den Eigenbedarf genutzt wird. 

Eine andere Ausgangslage zeigt sich bei den Infrastrukturanlagen im Strassenbe-

reich. Einerseits gilt es zu berücksichtigen, dass PV-Anlagen den Strassenbetrieb 

und -unterhalt nicht beinträchtigen dürfen, andererseits fehlt weitgehend eine Eigen-

stromverwendungsmöglichkeit und die Anbindung an das elektrische Netz ist nicht 

immer gegeben. Während bei TBA-Stützpunkten sowie Werkhöfen (auch in Zusam-

menarbeit mit dem Bundesamt für Strassen ASTRA) Projekte realisiert wurden oder 

in Planung sind, sind an strassennahen Infrastrukturen wie Stützkonstruktionen etc. 

bislang keine PV-Anlagen installiert oder projektiert.  

 

Zu Frage 1: Der Kanton nimmt im Rahmen des Ausbaus der Produktion von erneuer-

baren Energien eine aktive Rolle ein. Im Zusammenhang mit Neubauten und In-

standsetzungen prüft das Hochbauamt bereits heute und seit vielen Jahren die In-
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stallation von Photovoltaik (PV)-Anlagen. Aufgrund der heutigen Rahmenbedingun-

gen können Anlagen an geeigneten Standorten wirtschaftlich betrieben werden. Die 

Regierung ist überdies gewillt, die Möglichkeiten für PV-Anlagen auch bei Strassen-

bauvorhaben näher zu prüfen, soweit es Strassenabschnitte betrifft, die für den Be-

trieb elektrische Energie benötigen (namentlich Tunnel und Galerien). Ist Potenzial 

vorhanden und die Machbarkeit gegeben, sollen künftig PV-Anlagen realisiert wer-

den, wobei die Wirtschaftlichkeit der Anlagen aus Sicht der Regierung gegeben sein 

muss.  

 

Zu Frage 2: Für die kantonseigenen Hochbauten liegen entsprechende Potenzialab-

klärungen vor. Aufgrund der erwähnten Ausgangslage wird eine umfassende Poten-

zialanalyse betreffend Photovoltaikanlagen bei bestehenden Infrastrukturanlagen 

nicht als zielführend erachtet. Das Potenzial für die Realisierung von PV-Anlagen im 

Strassenperimeter soll aber wiederum bei jenen Strassenabschnitten systematisch 

eruiert werden, wo der Strassenbetrieb oder ihm verwandte Nutzungen elektrische 

Energie benötigen. Der Kanton wird entsprechende Abklärungen veranlassen. 

 

Zu Frage 3: Für die kantonseigenen Hochbauten liegt eine entsprechende Priorisie-

rung vor, welche die Objektstrategie der einzelnen Bauten im Rahmen der Immobili-

enstrategie berücksichtigt. Die Umsetzung weiterer PV-Anlagen an bestehenden 

Hochbauten gestützt auf diese Priorisierung ist vorgesehen. Können im Rahmen der 

erwähnten Abklärungen (siehe Frage 2) für die Stromproduktion geeignete Standorte 

bei Infrastrukturanlagen im Strassenbereich eruiert werden, so erachtet die Regie-

rung die Erstellung von Machbarkeitsstudien und die Realisierung von Anlagen durch 

den Kanton ebenfalls als sinnvoll. Zeigen private Investoren Interesse an der Reali-

sierung von PV-Anlagen an anderen als den genannten Strassenabschnitten, wird 

das Tiefbauamt entsprechende Anfragen prüfen und bei ausgewiesener Machbarkeit 

die Strasseninfrastrukturanlagen für die Stromproduktion zur Verfügung stellen.  
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